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Friederike Becker-Lerchner

Mein Name ist Friederike Becker-Lerchner.
Ich arbeite als Rechtsanwaltin und bewege
mich hauptsachlich im Arbeitsrecht. Bereits
seit dem Jahr 2005 bin ich auBerdem die
Chefredakteurin von , Urteilsdienst fiir den
Betriebsrat”. In meiner Sprechstunde beant-
worte ich Ihnen lhre wichtigen Fragen aus
lhrem Betriebsratsalltag.

Editorial

Liebe Betriebsratin, lieber Betriebsrat,

hat Ihr Unternehmen klimatisierte Biiros? Dann kommen
unter Umstanden einige Kolleginnen und Kollegen an hei-
Ben Sommertagen allein deshalb gern zur Arbeit. Allerdings
missen sie ihren Job auch erledigen, wenn sie nicht in den
Genuss einer Klimaanlage kommen. Das kann hin und wie-
der schwer auszuhalten sein. Allerdings muss lhr Arbeitge-
ber etwas tun, um die Temperaturen ertraglich zu halten. So
soll die Temperatur in Raumen, in denen gearbeitet wird,
26 Grad Celsius nicht tbersteigen. Liegt die Temperatur da-
riber, sind technische MaBnahmen angebracht. Diese kon-
nen entweder in der Nachtkiihlung oder einer zusatzlichen
Getrankeversorgung bestehen. Sinnvoll ist auch — so weit als
maglich —, die Arbeitszeiten entsprechend anzupassen. Als
Betriebsrat konnen Sie von lhrem Arbeitgeber keine konkre-
ten MaBnahmen verlangen. Sie haben aber einen Anspruch
darauf, dass er sich mit der Problematik auseinandersetzt
und geeignete MaBnahmen ergreift. Sie kdnnen und sollten
zudem Uberwachen, dass lhr Arbeitgeber zumindest die ge-
setzlichen Vorgaben einhalt. Am besten einigen Sie sich al-
lerdings mit ihm, dass er Ihren Kolleginnen und Kollegen an
besonders heiBen Tagen mit Flexibilitat begegnet und z. B.
umfassendere Homeoffice-Regelungen zulasst.

Herzliche GriiBe

Tuedailie Kdees -leciues

Rechtsanwaltin und Chefredakteurin
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Betriebsratswahl | Lesezeit 2 Minuten

Unwirksamkeit

AKTUELLE RECHTSPRECHUNG FUR DEN BETRIEBSRAT

Wer den Stimmzettel falsch faltet, riskiert die

Hat ein Kollege bzw. eine Kollegin am Ende einer Betriebsratswahl das Gefiihl, dass seine/ihre Stim-
me zu Unrecht fiir ungiiltig erklart wurde, kann er bzw. kann sie die Betriebsratswahl anfechten.
Dariiber, welche Auswirkungen das falsche Falten eines Stimmzettels hat, musste das Bundesar-
beitsgericht (BAG) in einer jetzt veréffentlichten Entscheidung befinden (22.1.2025, Az. 7 ABR 1/24).

71 Wahlberechtigte beantragen Briefwahl

Der Fall: Die Beteiligten — die Arbeitgeberin, ein Eisenbahnver-
kehrsunternehmen, der 11-kopfige Betriebsrat und 4 im Betrieb
wahlberechtigte Arbeitnehmer — stritten lber die Wirksamkeit
einer Betriebsratswahl. Im Mai 2022 war der 11-kopfige Betriebs-
rat neu gewahlt worden. Im Zusammenhang mit der Wahl des Be-
triebsrats beantragten 71 Wahlberechtigte die Aushandigung bzw.
Ubersendung von Briefwahlunterlagen. Von diesen richteten 23
ihr Verlangen ohne ordnungsgemaBe Begriindung in einer E-Mail
an den Wahlvorstand. Dieser (ibersandte die Briefwahlunterlagen
ohne vorherige Beschlussfassung. Einem der Mitarbeiter, der Brief-
wahl beantragt hatte, konnten die Unterlagen nicht zugesandt
werden. Dieser lag nicht ansprechbar in einer Klinik.

Anweisung zur Faltung des Stimmzettels

Die Briefwahlunterlagen enthielten ein Merkblatt mit dem Hin-
weis darauf, dass der Stimmzettel mit der Schrift nach innen zu
falten sei, sodass die Stimmabgabe erst beim Offnen des Stimm-
zettels sichtbar sei. Darliber hinaus stand auf dem Stimmzettel
selbst: , Stimmzettel bitte mit dem Schriftbild nach innen falten.”

In der Sitzung zur Stimmauszéhlung behandelte der Wahlvorstand
die Briefwahlstimmen einzeln jeweils dahingehend, dass zunéchst
der Freiumschlag gedffnet und diesem sodann der Wahlumschlag
sowie die Erklarung zur personlichen Stimmabgabe entnommen
wurden. Anhand der Wahlerliste wurde (iberpriift, ob bereits eine
Stimmabgabe erfolgt war. War dies nicht der Fall, wurde der Wahl-
umschlag geoffnet. 4 Stimmen wurden daraufhin fiir ungiiltig er-
klart. Denn sie waren mit der Schrift nach auBen gefaltet.

4 Arbeitnehmer fechten die Wahl an

Die 4 Arbeitnehmer fochten die Wahl an. Sie beantragten, dass die
Wahl fir ungiiltig erklart wird. Das Arbeitsgericht wies den Antrag
ab, das Landesarbeitsgericht (LAG) gab ihm statt und erklarte die
Wahl fiir ungiiltig. Nun beantragte der Betriebsrat vor dem BAG,
die Entscheidung des LAG aufzuheben — mit Erfolg.

Betriebsratswahl konnte nicht angefochten werden

Die Entscheidung: Das BAG entschied, dass die Wahl nicht an-
fechtbar war, und hob die Entscheidung des LAG auf. Das be-
griindete das Gericht damit, dass Voraussetzung der Anfechtbar-
keit der Wahl sei, dass gegen wesentliche Vorschriften (iber das
Wahlrecht, die Wahlbarkeit oder das Wahlverfahren verstoBen
wurde und keine Berichtigung erfolgt sei. Dariiber hinaus miisse
durch den VerstoB das Wahlergebnis geandert oder beeinflusst
worden sein. Das sei hier allerdings nicht der Fall. Die Uber-
sendung der Wahlunterlagen per E-Mail verstoBe nicht gegen
die Wahlordnung (§ 24 Abs. 1 Satz 1 WO). Die Pflicht zur Uber-
mittlung der Briefwahlunterlagen setze keine ausdriickliche Be-

griindung und auch keine Beschlussfassung des Wahlvorstands
iiber die Ubermittlung voraus. Die BAG-Richter stellten in ihrer
Begriindung zudem klar, dass die Initiative zur Ubermittlung der
Wahlunterlagen grundsétzlich vom Wahlvorstand ausgehe. Sie
stehe in seinem Ermessen.

Falsch gefaltete Stimmzettel sind kein
Anfechtungsgrund

Auch die nach auBen und damit falsch gefalteten Stimmzettel
seien kein Anfechtungsgrund. Das LAG habe festgestellt, dass die
4 Stimmzettel zutreffend nach § 25 Satz 1 Nr. 1 WO fiir ungiiltig
erklart worden seien. SchlieBlich diene die Vorgabe, dass die Wahl-
zettel nach innen zu falten seien, der Wahrung des Wahlgeheim-
nisses. Nach § 26 Abs. 1 Satz 1 WO seien zu Beginn der Stimmaus-
zahlung die Wahlumschlage der schriftlich abgegebenen Stimmen
zu 6ffnen und in die Wahlurne zu legen. Das trage dem Umstand
Rechnung, dass die personlich abgegebenen Stimmen nicht in
Umschlagen eingereicht werden. Die schriftlichen und persénlich
abgegebenen Stimmen sollen nicht einer Wahlergruppe zugeord-
net werden konnen.

= FAZIT

Anfechtung bei schwerwiegendem Fehler

3 Ihrer wahlberechtigten Kollegen kdonnen eine Betriebs-
ratswahl innerhalb von 2 Wochen nach Bekanntgabe des
Wahlergebnisses anfechten. Gleiches gilt fiir lhren Ar-
beitgeber bzw. lhre Arbeitgeberin und fiir eine im Betrieb
vertretene Gewerkschaft. Ziel einer solchen Anfechtung
ist es, die Wahl des gesamten Betriebsrats oder einzelner
Kolleginnen und Kollegen wegen VerstoBes des Wahl-
verfahrens oder gegen wesentliche Vorschriften iiber
das Wahlrecht, die Wahlbarkeit oder das Wahlverfahren
durchzusetzen. Hier war die Wahl nach Ansicht des Ge-
richts nicht anfechtbar.

&) ADIUVA IMPULS

Die Betriebsratswahlen 2026 rii-
cken immer naher.

Damit Sie gut vorbereitet sind
und eine erfolgreiche Wahl
durchfiihren, haben wir eine
Webinar-Reihe fiir Sie entwickelt:
https://kurzlinks.de/t73g
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Personalisierte E-Mail-Adressen | Lesezeit 2 Minuten

Auch einzelnes Betriebsratsmitglied kann Anspruch
auf E-Mail-Adresse haben

Haben Sie und lhre Kolleginnen und Kollegen aus dem Gremium alle eine eigene Betriebsrats-
E-Mail-Adresse? Das ist ein Thema, das in Betriebsraten immer wieder aufkommt. Die Frage, ob
einzelne Betriebsratsmitglieder Anspruch auf eine personalisierte E-Mail-Adresse haben, wenn dies
fiir die Erledigung betriebsverfassungsrechtlicher Aufgaben erforderlich ist, hat jetzt das Landes-
arbeitsgericht Niedersachsen beschaftigt (25.4.2025, Az. 17 TaBV 62/24).

Nur eine Betriebsrats-E-Mail-Adresse

Der Fall: Die Arbeitgeberin betreibt eine Supermarktkette mit tiber
hundert Filialen in Deutschland. Die Antragsteller sind Mitglieder
des Betriebsrats. Sie verfligten (iber eine gemeinsame E-Mail-Ad-
resse, die liber die firmeneigene Domain lauft und auf die sie alle
zugreifen konnten. Die einzelnen Betriebsratsmitglieder hatten
keine eigene personalisierte E-Mail-Adresse. Das missfiel ihnen.
Zumal andere Betriebsratsmitglieder, vor allem die freigestellten
Gremiumskollegen, Uber solche personalisierten E-Mail-Adressen
verfligten.

Dartiber hinaus waren einige E-Mail-Adressen so eingestellt, dass
mit ihnen auch E-Mails auBerhalb der eigenen Domain verschickt
und von den entsprechenden Adressaten empfangen werden kén-
nen. Andere E-Mail-Adressen lassen hingegen lediglich die Kom-
munikation mit Empfangern mit derselben Domainbezeichnung,
also innerhalb des Unternehmens, zu.

Betriebsrate verlangen personalisierte E-Mail-
Adressen

Die Betriebsrate und Betriebsratinnen ohne personalisierte E-
Mail-Adressen wollten gleichgestellt werden. Auch sie wollten
personalisierte E-Mail-Adressen. Das begriindeten sie vor allem
damit, dass sie so besser mit den Beschaftigten kommunizieren
konnen. In ihrer Begriindung stitzten sie sich zudem darauf, dass
dies auch keine hohen Kosten verursachen wiirde. Mit ihrem Ver-
langen hatten sie Erfolg.

E-Mail-Adressen = erforderliche Sachmittel

Die Entscheidung: Das Gericht entschied, dass die antragstellen-
den Betriebsrate und Betriebsratinnen einen Anspruch auf eigene
E-Mail-Adressen haben, die so gestaltet sind, dass die jeweiligen
Betriebsrate bzw. Betriebsratinnen damit auch nach auBen kom-
munizieren kénnen.

Das begriindeten die Richter damit, dass die Betriebsrate und
Betriebsratinnen die Kommunikation via eigener E-Mail-Adresse
fur erforderlich halten diirfen. Auch die Kommunikation mit nicht
zum Unternehmen gehdrenden Dritten kénne Teil der Betriebsrats-
arbeit und damit erforderlich sein.

MaBgeblich ist die Kommunikationsausstattung des
Arbeitgebers

Die Richter wiesen in ihrer Begriindung darauf hin, dass der Be-
triebsrat die Kommunikationsmdglichkeit per E-Mail jedenfalls
dann fiir erforderlich halten kann, wenn sich der Arbeitgeber einer
entsprechenden Kommunikationstechnik bedient. Hier nutzte der
Arbeitgeber die Kommunikationsmittel nicht nur selbst, sondern
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stellte sie ausgewahlten Betriebsratinnen und Betriebsraten im
entsprechenden Umfang zur Verfiigung.

= FAZIT

Bringen Sie lhre Ausstattung auf Vordermann

Sollten Sie noch nicht iiber eine personalisierte E-Mail-
Adresse fiir die interne und externe Kommunikation ver-
fiigen, verlangen Sie eine solche von lhrem Arbeitgeber
unter Hinweis auf diese Entscheidung. Voraussetzung ist
— was heute in der Praxis allerdings der Regelfall ist —,
dass lhr Arbeitgeber bzw. vergleichbare Kolleginnen und
Kollegen die gleichen Kommunikationsmittel nutzen.

Grundsatzlich ist Ihr Arbeitgeber verpflichtet, Ihnen nach
§ 40 Abs. 2 Betriebsverfassungsgesetz alles an Material
zur Verfiigung zu stellen, was Sie fiir lhre Arbeit benoti-
gen, z. B. Biiroraum, Schreibtisch, IT-Ausstattung, Tele-
fon, ggf. Sitzungsrdume, Biiromaterial.

]

Voraussetzung

Schnell-Check: Anspruch
auf Kostenerstattung

Liegt
vor?

Die Kosten sind durch lhre Betriebsratstatigkeit ent-
standen.

Sie miissen die Kosten fiir erforderlich halten.

Sie sollten also bei all Ihren Ausgaben die Leistungs-
fahigkeit Ihres Unternehmens berticksichtigen. Sie sind
nach dem Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit verpflich-
tet, mit allen Ausgaben in dem Rahmen zu bleiben, der
Ihrem Unternehmen nach seiner GroBBe und seinem
Potenzial zumutbar ist. Sie tragen dabei die Verantwor-
tung. Als MaBstab gilt Ihre gewissenhafte Abwagung
unter Beriicksichtigung aller Umstande.

Sie haben die Ausgabe ordnungsgemaB beschlossen.

Zu finden unter www.adiuva.de

unter Eingabe des Titels im Suchfeld
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Schnell-Check: Anspruch auf Kostenerstattung



		Voraussetzung

		Liegt vor?



		Die Kosten sind durch Ihre Betriebsratstätigkeit entstanden.

		



		Sie müssen die Kosten für erforderlich halten.

Sie sollten also bei all Ihren Ausgaben die Leistungsfähigkeit Ihres Unternehmens berücksichtigen. Sie sind nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verpflichtet, mit allen Ausgaben im Rahmen zu bleiben, der Ihrem Unternehmen nach seiner Größe und seinem Potenzial zumutbar ist. Sie tragen dabei die Verantwortung. Als Maßstab gilt Ihre gewissenhafte Abwägung unter Berücksichtigung aller Umstände.

		



		Sie haben die Ausgabe ordnungsgemäß beschlossen.
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AKTUELLE RECHTSPRECHUNG FUR DEN BETRIEBSRAT

Kein Verzicht auf gesetzlichen Mindesturlaub

Was passiert mit Urlaubsanspriichen, wenn sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer gegen eine Ab-
findung auf die Beendigung des Arbeitsverhdltnisses einigen und im Vergleich auf die Urlaubsta-
ge verzichten? Durfen Arbeitnehmer lGiberhaupt in einem gerichtlichen Vergleich auf den Mindest-
urlaub verzichten? Uber diese Frage hatte das Bundesarbeitsgericht (BAG) kiirzlich zu entscheiden

(3.6.2025, Az. 9 AZR 104/24).

Streit um Abgeltung von 7 Urlaubstagen

Der Fall: Der Arbeitnehmer war als Betriebsleiter fast 4 Jahre bei
seinem Arbeitgeber angestellt. Und zwar vom 1.1.2019 bis zum
30.4.2023. Im Jahr 2023 war er durchgehend arbeitsunfahig er-
krankt. Er konnte seinen Urlaub deshalb nicht nutzen. Das fiihrte
zu einem Streit zwischen seinem Arbeitgeber und ihm um die Ab-
geltung von 7 Urlaubstagen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer einigten sich auf
gerichtlichen Vergleich

Im Marz 2023 einigten sich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
in einem gerichtlichen Vergleich einvernehmlich auf die Beendi-
gung des Arbeitsverhéltnisses gegen eine Abfindung von 10.000 €.
Eine Klausel des Vergleichs regelte: ,Urlaubsanspriiche sind in
natura gewahrt.” Die Anwaltin des Arbeitnehmers hatte bereits
wahrend der Vergleichsverhandlungen darauf hingewiesen, dass
auf den gesetzlichen Mindesturlaub nicht wirksam verzichtet wer-
den kdnne. Trotzdem stimmte sie dem Vergleich zu, wobei sie im
Zusammenhang mit ihrer Zustimmung erneut die Bedenken hin-
sichtlich der Wirksamkeit &uBerte.

Arbeitnehmer fordert Abgeltung der verbleibenden
Urlaubstage

Der Arbeitnehmer konnte seinen Resturlaub im April 2023 krank-
heitsbedingt nicht nehmen. Er forderte deshalb die Abgeltung der
noch offenen 7 Tage gesetzlichen Mindesturlaub aus dem Jahr
2023 in Hohe von 1.615,11 € zuziiglich Zinsen. Sein Begehren be-
griindete er damit, dass der Verzicht auf den gesetzlichen Min-
desturlaub im Vergleich unwirksam gewesen sei.

Anspruch auf Urlaubsabgeltung besteht

Die Entscheidung: Das BAG gab dem Arbeitnehmer recht. Es be-
statigte, dass er einen Anspruch auf Abgeltung seines nicht er-
fillten gesetzlichen Mindesturlaubs aus dem Jahr 2023 nach § 7
Abs. 4 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) hatte. Die Richter stellten
in diesem Zusammenhang klar, dass die Urlaubsanspriiche nicht
nach der entsprechenden Klausel im Vergleich erloschen seien.
Denn die enthaltene Regelung, nach der Urlaubsanspriiche in na-
tura gewahrt werden, verstoBe gegen ein gesetzliches Verbot und
sei deshalb nichtig.

Vertrag darf Beschaftigte nicht schlechterstellen als
Gesetz

Soweit die Regelung auf einen Ausschluss der gesetzlichen Ur-
laubsanspriiche abziele, verstoBe sie gegen § 13 Abs. 1 Satz 3
BUrIG.

Denn danach diirfe von den Bestimmungen des BUrlG vertraglich
nicht zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. Auch
eine Abweichung von § 7 Abs. 4 BUrlG sei nicht moglich.

= FAZIT

Kein Verzicht auf gesetzlichen Mindesturlaub

Dieser Grundsatz gilt sowohl wahrend des laufenden Ar-
beitsverhaltnisses als auch hinsichtlich eines Vergleichs,
der die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses so regelt,
dass bei Abschluss bereits feststeht, dass der Arbeitneh-
mer den gesetzlichen Mindesturlaub wegen krankheits-
bedingter Arbeitsunfahigkeit nicht mehr nehmen kann.

Das BAG hat mit dieser Entscheidung die Rechte lhrer
Kolleginnen und Kollegen gestarkt. Denn es hat klarge-
stellt, dass der Erholungsurlaub fiir die Gesundheit lhrer
Kolleginnen und Kollegen essentiell ist. Und zwar so
malBgeblich, dass die Beschaftigten im laufenden Arbeits-
verhaltnis nicht wirksam darauf verzichten konnen.

6 7 Abs. 4 BUrlG

Zeitpunkt, Ubertragbarkeit und Abgeltung des
Urlaubs

Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeitsverhalt-
nisses ganz oder teilweise nicht mehr gewahrt werden,
so ist er abzugelten.

9 13 Abs. 1 BUrIG

Unabdingbarkeit

Von den vorstehenden Vorschriften mit Ausnahme der
§§ 1, 2 und 3 Abs. 1 kann in Tarifvertragen abgewichen
werden. Die abweichenden Bestimmungen haben zwi-
schen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern Geltung, wenn zwischen diesen die Anwendung
der einschlagigen tariflichen Urlaubsregelung vereinbart
ist. Im Ubrigen kann abgesehen von § 7 Abs. 2 Satz 2 von
Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zuungunsten des
Arbeitnehmers abgewichen werden.
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Nachtarbeit | Lesezeit 2 Minuten

Kollegen nachts arbeiten

So bestimmen Sie mit, wenn Kolleginnen und

In vielen Betrieben wird auch nachts produziert. Nachtarbeit ist allerdings sehr anstrengend und
nicht forderlich fiir die Gesundheit. Die gesundheitlichen Belastungen durch Schichtdienste, vor
allem Nachtschichten, werden immer noch von vielen unterschatzt. Das wird sicherlich u. a. daran
liegen, dass sich die Folgen haufig erst nach Jahren zeigen. Dennoch: Es wird wohl immer Nacht-
arbeiter geben. Zum Gliick gibt es Sie als Betriebsrat. Denn Sie bestimmen mit, wenn es um Schicht-
und Nachtarbeit geht. Sie haben es also in der Hand, sie so gesundheitsvertraglich wie méglich zu

gestalten.

So bestimmen Sie bei der Einfiihrung von Schicht-
und Nachtarbeit mit

Bei der Einfihrung von Schicht- und Nachtarbeit haben Sie als
Betriebsrat weitreichende Mitbestimmungsrechte. Und zwar nach
§ 87 Abs. 1 Nr. 2 Betriebsverfassungsgesetz. Ihre Mitbestimmung
umfasst dabei nicht nur die Einflihrung der Schichtarbeit, sondern
auch

e die Ausweitung des bestehenden Schichtsystems,

e Anderungen eines Schichtplans,

e die Einschrankung und Ausweitung der Schichtarbeit,

e die ndhere Ausgestaltung des jeweiligen Schichtsystems,

e die Festlegung der Grundsétze lber die Aufstellung eines
Schichtplans sowie

e Beginn und Ende der Schichten.

Hier handelt es sich um Nachtarbeit

Nachtarbeit bezeichnet die Beschaftigung von Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern zwischen 23 Uhr und 6 Uhr, wobei der betref-
fende Nachtarbeiter bzw. die Nachtarbeiterin in dieser Zeit mehr
als 2 Stunden arbeiten muss. In Backereien und Konditoreien liegt
die Nachtarbeitszeit zwischen 22 Uhr und 5 Uhr.

Wann Schichtarbeit vorliegt

Bei der Schichtarbeit werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
nach einem bestimmten Zeitplan sukzessiv an denselben Arbeits-
stellen eingesetzt. Sie erledigen dabei ihre Arbeit innerhalb einer
taglich oder wochentlich definierten betrieblichen Regelarbeits-
zeit zu verschiedenen Tages- und Nachtzeiten.

Diese Schichtmodelle sollten Sie kennen

Schichtarbeit kann in den verschiedensten Formen eingefiihrt wer-
den. Die haufigsten Praxismodelle sind

e das 2-Schicht-System mit Wechsel zwischen Friih- und Spat-
schicht an 5 Werktagen pro Woche,

e das 3-Schicht-System (Friih-, Spat- und Nachtschicht an
5 Werktagen von Montag bis Freitag) und

e der vollkontinuierliche Schichtbetrieb mit 24 Stunden Arbeit
an 7 Tagen der Woche.

So funktioniert die Schichtarbeit

Bei der Schichtarbeit arbeitet immer ein Teil der Beschéftigten,
wahrend andere Kolleginnen und Kollegen freihaben. Wer wann
wie arbeitet, regelt sich nach einem feststehenden, den Kollegin-
nen und Kollegen rechtzeitig mitgeteilten Schichtplan.
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Arbeitet ein Kollege in Nachtschicht, dann umfasst sein Werktag
die Zeit vom Beginn der Schicht an einem Kalendertag bis zum Be-
ginn der Schicht am néchsten Kalendertag. Dabei darf, wie sonst
auch, die regelmaBige Arbeitszeit von 8 Stunden nicht iiberschrit-
ten werden.

Q@  MEIN TIPP

Schichtarbeit muss dokumentiert werden

Ihr Arbeitgeber ist grundsatzlich verpflichtet, die iiber die
werktagliche Arbeitszeit hinausgehende Arbeitszeit nach
§ 3 Satz 1 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) zu dokumentieren.

Die entsprechenden Aufzeichnungen muss er mindestens
2 Jahre lang aufbewahren (§ 16 Abs. 2 ArbZG). Achten Sie
als Betriebsrat gerade bei der Schicht- und Nachtarbeit
darauf, dass er seiner Pflicht nachkommt. Lassen Sie sich
am besten von Zeit zu Zeit die Arbeitszeitnachweise vor-
legen.

Auch Schichtarbeiter fallen unter das ArbZG

Grundsatzlich gilt auch fir Schichtarbeiter, dass sie an Sonn- und
Feiertagen von 0 Uhr bis 24 Uhr nicht beschéftigt werden diirfen.
Die Sonn- und Feiertagsruhe ist verfassungsrechtlich garantiert.
Trotzdem gibt es auch hiervon Ausnahmen, die in den folgenden
Fallen vorliegen kénnen:

o\.‘ A

SCHICHTARBEN GEHT AN: DIE GESUNDHEIT. NUTZENSIE IHRE
MITBESTIMMUNGSRECHTE, UM DIE KOLLEGEN ZU SCHUTZEN.®



Arbeiten Sie in einem Betrieb mit regelméBiger Tag- und Nacht-
schicht, kénnen Beginn und Ende der 24-stiindigen Betriebsruhe
um bis zu 6 Stunden vor- bzw. zuriickverlegt werden. Das hat zur
Folge, dass die Feiertagsruhe von 18 Uhr vor dem Feiertag oder
von 6 Uhr am Feiertag bis 6 Uhr am darauffolgenden Tag dauert.

Sofern ein geltender Tarifvertrag oder eine Betriebsvereinbarung
nicht dagegenspricht, kann Ihr Arbeitgeber festlegen, wie viele
Nachtschichten ein Kollege bzw. eine Kollegin hintereinander leis-
ten muss. Weiter reicht seine Freiheit bei der Nachtschicht aller-
dings nicht. Im Gegenteil: Sollen lhre Kolleginnen und Kollegen
wahrend der Nachtzeit arbeiten, haben Sie als Betriebsrat weit-
reichende Mitbestimmungsrechte.

Nachtarbeit: Diese gesetzlichen Grundlagen sollten
Sie kennen

Im Gegensatz zum Begriff Schichtarbeit sind die Begriffe Nachtar-
beitnehmer, Nachtzeit und Nachtarbeit im ArbZG genau definiert.
Nachtarbeiter im Sinne des § 2 Abs. 3 bis 5 ArbZG sind diejenigen
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die

e in der Zeit zwischen 23 und 6 Uhr (= Nachtzeit)

e mehr als 2 Sunden arbeiten und

e aufgrund ihrer Arbeitszeitgestaltung die Nachtarbeit in
Wechselschicht zu leisten haben oder

e Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten.

Nachtarbeit zwischen 23 und 6 Uhr

Nachtarbeit ist also die Zeit zwischen 23 Uhr und 6 Uhr. In Ba-
ckereien und Konditoreien zahlt die Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr zur
Nachtarbeit, wie zuvor erwahnt. Das lasst sich § 2 Abs. 3 ArbZG
entnehmen. Der Beginn der 7-stiindigen Nachtarbeit kann abwei-
chend auf die Zeit von 22 Uhr bis 24 Uhr verlegt werden. MaB-
geblich hierfir ist entweder ein Tarifvertrag oder eine aufgrund
des Tarifvertrags zulassige Betriebsvereinbarung, die Sie mit Ihrem
Arbeitgeber getroffen haben. Auch andere Anderungen kénnen in
Tarifvertragen und Betriebsvereinbarungen wirksam vereinbart
werden.

Nachtarbeiter haben ein Recht auf eine
arbeitsmedizinische Untersuchung

Ihre Kolleginnen und Kollegen, die Nachtarbeit leisten, sind grund-
satzlich berechtigt, sich vor Beginn der Beschaftigung und danach
in regelméBigen Abstdnden arbeitsmedizinisch untersuchen zu
lassen. Der Zeitabstand zwischen den Untersuchungen betragt
bei Kollegen unter 50 Jahren mindestens 3 Jahre, bei Kollegen ab
50 Jahren 1 Jahr (§ 6 Abs. 3 ArbZG).

Die Kosten fiir diese Untersuchung muss lhr Arbeitgeber tragen.
Es sei denn, er bietet eine kostenlose Untersuchung durch den Be-
triebsarzt oder einen iiberbetrieblichen Dienst von Betriebsérzten
an (§ 6 Abs. 3 ArbZG). Ergibt eine arbeitsmedizinische Untersu-
chung, dass die weitere Durchfiihrung von Nachtarbeit die Ge-
sundheit des Kollegen gefahrdet, muss lhr Arbeitgeber ihn auf sein
Verlangen hin auf einen geeigneten Tagesarbeitsplatz umsetzen
(§ 6 Abs. 4 ArbZG).

Nur dann, wenn dringende betriebliche Erfordernisse diesem
Wunsch entgegenstehen, kann lhr Arbeitgeber ihn ablehnen. Um
die Nachtschicht fiir Ihre Kollegen etwas gesundheitsvertraglicher
zu machen, sollte Ihr Arbeitgeber folgende 3 Tipps befolgen:

1. Zu hohe Arbeitshelastung besonders in der Nachtschicht soll-
te vermieden werden.

SCHWERPUNKTTHEMA

2. Die Ruhezeiten zwischen den Schichten sollten so lang sein,
dass eine effektive Erholung moglich ist.

3. Um groBe Schlafdefizite zu vermeiden, sollten nicht zu viele
Nachtschichten aufeinanderfolgen.

Nachtarbeit wird zusatzlich entlohnt

Ihr Arbeitgeber ist verpflichtet, den im Betrieb in Nachtschicht
tatigen Kolleginnen und Kollegen fiir die wahrend der Nachtzeit
geleisteten Arbeitsstunden einen angemessenen Zuschlag auf den
ihnen daflir zustehenden Bruttolohn zu zahlen. Dies steht in § 6
Abs. 5 ArbZG.

Darauf sollten lhre Kollegen auch bestehen. Ein finanzieller Aus-
gleich muss sein. Gesetzliche Schichtzulagen gibt es in der Regel
nicht. Ausnahme: die Nachtarbeit. Das Arbeitsrecht sieht aber vor,
dass ein solcher Anspruch sehr wohl aus einem Tarifvertrag, einer
Betriebsvereinbarung, einer betrieblichen Ubung bzw. natiirlich
auch aus dem individuell vereinbarten Arbeitsvertrag hervorgehen
kann.

)

Ubersicht: So gestalten
Sie Schichtdienste in
Ihrem Unternehmen
gesundheitsgerecht

Anforderungen Hakchen

Sorgen Sie dafir, dass die Schichtfolgen , Spat-
Friih” sowie ,Nacht-Spat” vermieden werden.
Denn die Ruhezeit von 11 Stunden muss eingehal-
ten werden.

Setzen Sie sich dafiir ein, dass die Zahl der aufeinan-
derfolgenden Nachtschichten moglichst gering ist.

Dauernachtschicht vermeiden.

Keine Nachtschicht ohne echte Pause.

Nach einer Nachtschicht sollte mdglichst eine lange
Pause von 48 Stunden folgen. Setzen Sie sich dafir
ein.

Mdglichst keine einzelnen Arbeitstage.

Besser zusammenhangende freie Tage.

Geblockte Wochenendfreizeiten sind besser als
einzelne freie Tage am Wochenende.

Der Schichtplan sollte vorhersehbar und iiberschau-
bar sein; d. h. regelmaBige Schichtfolge in maximal
10-wochigem Zyklus.

Setzen Sie Uberall ein Hakchen, tragen Sie zur gesundheitsgerechten
Gestaltung der Schichtdienste bei.

Zu finden unter www.adiuva.de

unter Eingabe des Titels im Suchfeld
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Übersicht: So gestalten Sie Schichtdienste in Ihrem Unternehmen gesundheitsgerecht



		Anforderungen

		Häkchen



		Sorgen Sie dafür, dass die Schichtfolgen „Spät-, Früh- sowie „Nacht – Spät“ vermieden werden. Denn die Ruhezeit von 11 Stunden muss eingehalten werden.

		



		Setzen Sie sich dafür ein, dass die Zahl der aufeinanderfolgenden Nachtschichten möglichst gering ist.

		



		Dauernachtschicht vermeiden.

		



		Keine Nachtschicht ohne echte Pause.

		



		Nach einer Nachtschicht sollte möglichst eine lange Pause von 48 Stunden folgen. Setzen Sie sich dafür ein.

		



		Möglichst keine einzelnen Arbeitstage.

		



		Besser zusammenhängende freie Tage.

		



		Geblockte Wochenendfreizeiten sind besser als einzelne freie Tage am Wochenende.

		



		Der Schichtplan sollte vorhersehbar und überschaubar sein; d.h. regelmäßige Schichtfolge in maximal 10-wöchigem Zyklus.

		





Setzen Sie überall ein Häkchen tragen Sie zur gesundheitsgerechten Gestaltung der Schichtdienste bei.
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PRAXISWISSEN

Zusétzliche Arbeitskrafte | Lesezeit 2 Minuten

Aushilfskraften mit

So bestimmen Sie als Betriebsrat beim Einsatz von

Viele Arbeitgeber greifen gern auf Aushilfskrafte zuriick. SchlieBlich fehlt es in vielen Bereichen im-
mer wieder zumindest saisonal an den richtigen Arbeitnehmern. Da bietet sich die Zusammenarbeit
mit Aushilfskraften an. AuBerdem gibt es Betriebe, denen die Flexibilitat, die mit der Beschaftigung
von Aushilfen verbunden ist, gut gelegen kommt. Auch bei Aushilfen sind Sie als Betriebsrat zu be-
teiligen. Sie haben fast alle Arbeitnehmerrechte. Auf die Einhaltung dieser Rechte, wie z. B., dass
die Aushilfen ordnungsgemaB angemeldet und bezahlt werden, sollten Sie stets achten.

Sie sind zu beteiligen

Bei der Einstellung einer neuen Aushilfe reden Sie — wie bei allen
anderen Einstellungen auch — nach § 99 Abs. 1 Betriebsverfas-
sungsgesetz (BetrVG) mit. Das heifit, Sie sind gefragt, wenn in
Ihrem Betrieb regelmaBig mehr als 20 Arbeitnehmer beschaftigt
sind.

Als Aushilfe werden alle Beschaftigten bezeichnet, die von vorn-
herein nur fiir einen voriibergehenden Zeitraum eingesetzt wer-
den. Sie werden deshalb in der Regel auf Basis eines befristeten
Arbeitsvertrags beschaftigt.

Vorlaufigen personellen EinzelmaBnahmen miissen
Sie nicht zustimmen

Ihr Arbeitgeber kann Aushilfen ausnahmsweise auch ohne lhre
Zustimmung einstellen. Das ist der Fall, wenn es sich um eine
vorlaufige personelle EinzelmaBnahme handelt (§ 100 BetrVG).
Voraussetzung ist, dass diese aus sachlichen Griinden dringend
erforderlich ist.

Wenn lhr Arbeitgeber ohne lhre Zustimmung handelt,
sind Sie sofort zu informieren

Handelt Ihr Arbeitgeber allerdings in einem solchen Fall (§ 100
BetrVG) ohne lhre Zustimmunyg, ist er verpflichtet, Sie unverziiglich
von der vorlaufigen personellen MalBnahme zu unterrichten.

Sollten Sie daraufhin die Eilbedirftigkeit der MaBnahme bestrei-
ten, teilen Sie Ihrem Arbeitgeber dies wiederum schnellstméglich
mit.

Denn in diesem Fall darf lhr Arbeitgeber die vorlaufige MaBnah-
me nur aufrechterhalten, wenn er innerhalb von 3 Tagen beim
zustandigen Arbeitsgericht die Ersetzung der Zustimmung sowie
die Feststellung der dringenden Erforderlichkeit der MaBnahme
beantragt.

Was Sie zur Vergiitung wissen miissen

Ihr Arbeitgeber ist verpflichtet, Aushilfsarbeitnehmer einzugrup-
pieren. Wie bei Ihren anderen Kollegen, so steht Ihnen auch hier
ein Mitbestimmungsrecht nach § 99 BetrVG zu.

Die Bewahrungszeit ist an die Probezeit angelehnt. Es ist gerecht,
wenn der Arbeitgeber in der Schnupperphase zunachst weniger
zahlt, dann aber aufstockt.

Geringfiigige Beschaftigung: wichtige Punkte

Viele Aushilfen arbeiten auf Basis eines Minijobs. Dabei handelt
es sich um eine geringfiigige Beschaftigung, wobei geringfligig
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bedeutet, dass der monatliche Verdienst des Arbeitnehmers eine
bestimmte Grenze nicht iiberschreiten darf oder aber das Arbeits-
verhaltnis von vornherein auf eine ganz bestimmte Zeit festge-
setzt ist.

Die Verdienstgrenze bei Minijobs betragt 556 € monatlich. Der
Mindestlohn liegt bei 12,82 € pro Stunde.

Q@  MEIN TIPP

Betriebsvereinbarung abschlieBen

Am besten konnen Sie Ihre Aushilfskollegen unterstiit-
zen, wenn Sie sich mit Ihrem Arbeitgeber auf eine Be-
triebsvereinbarung zur Beschéftigung zu Aushilfskraf-
ten einigen. Ein Muster zur Orientierung lesen Sie auf
Seite 11.

INFO: Aushilfskrafte

Welche Unterschiede zu Minijobbern bestehen

Eine Aushilfskraft ist eine Beschaftigte bzw. ein Be-
schéftigter, die/der bei lhrem Arbeitgeber bzw. lhrer
Arbeitgeberin von Fall zu Fall voriibergehend in ein Aus-
hilfsarbeitsverhaltnis tritt.

Dabei gibt es fiir einen Job als Aushilfe grundsatzlich
keine Vorgaben dazu, wie viel oder wenig die jeweilige
Aushilfe arbeiten darf. Von ein paar Stunden iiber Teil-
zeit bis hin zur Vollzeit ist theoretisch alles moglich fiir
das Arbeitsverhaltnis.

Das ist der Unterschied zum Minijob, der an strenge
Grenzen im Hinblick vor allem auf den Verdienst gebun-
den ist.

Allerdings werden die meisten Aushilfskrafte in der Pra-
xis auf Minijob-Basis eingestellt. Der groBte Vorteil von
Minijobs ist, dass man weder Lohnsteuer noch Beitrage
fiir die Arbeitslosen-, gesetzliche Kranken- und Pflege-
versicherung (§ 7 Sozialgesetzbuch V) zahlen muss.

Denn sowohl bei einem Aushilfsarbeitsverhaltnis als
auch bei einem Minijob-Arbeitsverhaltnis handelt es
sich in der Regel um eine geringfiigige Beschéftigung.




Rufbereitschaft | Lesezeit 1 Minute

werden?

Frage:

In unserem Betrieb, einem Krankenhaus, arbeiten viele Teilzeit-
kréafte. Unser Arbeitgeber ist allerdings in vielen Bereichen in ho-
hem MaB auf Rufbereitschaftsdienste angewiesen. Die sind haufig
schwierig zu besetzen. Das Ergebnis davon ist, dass viele Teilzeit-
krafte genauso viele Rufdienste wie ihre Vollzeitkollegen tiberneh-
men. Ist das rechtens?

Antwort: Anzahl der Rufdienste von Teilzeitkollegen
richtet sich nach der Art der Teilzeit

Unter Rufbereitschaft ist ein Dienst zu verstehen, bei dem Sie oder
Ihre Kollegen lhren Aufenthaltsort selbst festlegen kdnnen und
sich nur fiir einen eventuellen Einsatz bereithalten missen. In Be-
trieben, in denen wie bei lhnen 7 Tage die Woche 24 Stunden ge-
arbeitet wird bzw. gearbeitet werden muss, werden deshalb Ruf-
bereitschaftsdienste organisiert. Auch Teilzeitkrafte kdnnen dazu
grundsatzlich herangezogen werden.

Bei der Rufbereitschaft verhalt es sich ahnlich wie
beim Urlaub

Im Prinzip gilt das Gleiche wie beim Urlaub von Teilzeitkraften:
Den Kollegen, die an 5 Werktagen lediglich mit einer reduzierten
Stundenzahl auftauchen, kann Ihr Arbeitgeber die gleiche Anzahl

Verdachtskiindigung | Lesezeit 1 Minute

beachten?

Frage:

Unser Arbeitgeber unterrichtete uns gerade dariiber, dass er einem
Kollegen per Verdachtskiindigung kiindigen mochte. Wir sind uns
nicht sicher, ob der Verdacht, den unser Arbeitgeber hat, berech-
tigt ist. Um eine ordentliche Stellungnahme aufsetzen zu kénnen,
interessiert uns, welche Besonderheiten wir bei einer Verdachts-
kiindigung zu beachten haben.

Antwort: Diese Voraussetzungen miissen erfiillt sein

Da lhr Arbeitgeber die Tat nicht nachweisen kann, miissen — wie
Sie zu Recht annehmen — spezielle Voraussetzungen erfiillt sein,
damit die Kiindigung wirksam ist. Denn so wird das Risiko gemin-
dert, dass ein Unschuldiger verdachtigt wird und seinen Arbeits-
platz verliert.

Die wichtigste Voraussetzung einer Verdachtskiindigung ist objek-
tiver, dringender Tatverdacht. Das heiB3t: Der Verdacht muss immer
durch bestimmte Tatsachen begriindet sein. Das ist z. B. der Fall,
wenn in der Nachtschicht Gegensténde immer nur bei einem be-
stimmten Arbeitnehmer verschwinden. Zudem muss bei kritischer

IHRE FRAGEN AUS DER PRAXIS

Konnen Teilzeitkrafte zur Rufbereitschaft eingeteilt

an Rufbereitschaftsdiensten aufbiirden wie Ihren Kollegen, die in
Vollzeit tatig sind. Darin ist keine unberechtigte Benachteiligung
von Teilzeitkraften zu sehen (§ 4 Abs. 1 TzBfG).

Keine Benachteiligung von Teilzeit- gegeniiber
Vollzeitkraften

Grundsatzlich gilt aber auch, dass Ihr Arbeitgeber Teilzeitkrafte
nicht gegeniiber Ihren Vollzeitkollegen benachteiligen darf. Des-
halb sind die Rufbereitschaftsdienste von Kollegen, die an weni-
ger Tagen arbeiten als Ihre Vollzeitbeschaftigten, anteilig zu be-
rechnen. SchlieBlich wiirden sie andernfalls verhaltnismaBig mehr
arbeiten. Das ware dann eine ungerechtfertigte Benachteiligung.

ﬁ 4 Abs. 1 TzBfG

Verbot der Diskriminierung

Ein teilzeitbeschaftigter Arbeitnehmer darf wegen der
Teilzeitbeschéftigung nicht schlechter behandelt werden
als ein vergleichbarer vollzeitbeschaftigter Arbeitneh-
mer, es sei denn, dass sachliche Griinde eine unterschied-
liche Behandlung rechtfertigen.

Was haben wir bei einer Verdachtskindigung zu

Priifung aller Indizien eine groBe Wahrscheinlichkeit bestehen,
dass gerade ein bestimmter Arbeitnehmer die Tat begangen hat.

Des Weiteren ist eine Verdachtskiindigung nur maglich, wenn zwi-
schen der geschuldeten Arbeitsleistung und dem Verdacht ein kon-
kreter Zusammenhang besteht. Typische Anlasse sind die Vermu-
tung von Spesenbetrug, der Manipulation bei der Zeiterfassung,
des Vortauschens der Arbeitsunfahigkeit oder von Vermdgensde-
likten, z. B. eines Diebstahls im Betrieb.

Verdachtigter muss angehort werden

Bevor Ihr Arbeitgeber eine Verdachtskiindigung ausspricht, muss
er zudem alle moglichen AufklarungsmaBnahmen ergreifen. Da-
durch soll verhindert werden, dass die Verdachtigung zu Unrecht
erfolgt. So ist die Anhorung des Verdéchtigten vor Ausspruch
der Kiindigung grundsatzlich Voraussetzung einer wirksamen
Verdachtskiindigung. Dabei muss Ihr Arbeitgeber die Verdachts-
griinde gegeniiber dem Arbeitnehmer konkret benennen. Sollte
Ihr Arbeitgeber dies nicht getan haben, empfehle ich lhnen eine
ausflihrliche Darstellung in Ihrer Stellungnahme.
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Abgeltung von Urlaub | Lesezeit 2 Minuten

Kann eine tarifliche Ausschlussklausel den
Urlaubsanspruch ausschlieBen?

Ist ein Unternehmen tarifgebunden, ist das auch im Hinblick auf einen eventuellen Urlaubsabgel-
tungsanspruch zu beachten. Das gilt vor allem, wenn damit tarifliche Ausschlussfristen verbunden
sind. Denn in einem solchen Fall ist zu priifen, ob diese missachtet wurden. Einen entsprechenden
Fall hatte das Landesarbeitsgericht (LAG) Baden-Wiirttemberg kiirzlich zu entscheiden (3.2.2025,

Az. 9 Sa 34/24).

Arbeitnehmerin verlangt Abgeltung ihrer
Urlaubsanspriiche

Der Fall: Die Arbeitnehmerin war auf Basis mehrerer befristeter
Arbeitsverhaltnisse in der Zeit vom 1.6.2021 bis zum 14.11.2022
als Krankenpflegerin bei ihrem Arbeitgeber beschaftigt. Der Ar-
beitgeber betreibt ein Zeitarbeitsunternehmen und iiberlieB seine
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anderen Unternehmen.

§ 5 des Arbeitsvertrags sah vor, dass der Urlaubsanspruch mit
Stundenvergiitung abzugelten sei. § 10 des Manteltarifvertrags
(MTV) sah eine Ausschlussfrist von 3 Monaten fiir die Geltendma-
chung von Anspriichen aus dem Arbeitsverhaltnis vor.

Die Beschaftigte machte die Abgeltung von Urlaubsanspriichen
geltend. Dabei stiitzte sie sich darauf, dass § 5 des Arbeitsvertrags
unwirksam sei. Die Klausel habe die Arbeitnehmerin davon ab-
gehalten, Urlaub bzw. eine Urlaubsabgeltung geltend zu machen.
Deshalb sei die Berufung des Arbeitgebers auf eine Ausschlussfrist
treuwidrig.

Arbeitsgericht weist Klage ab

Das Arbeitsgericht wies die Klage ab. Die Arbeitnehmerin zog dar-
aufhin vor das Landesarbeitsgericht — allerdings ohne Erfolg.

Anspruch auf Urlaubsabgeltung ausgeschlossen

Die Entscheidung: Das LAG wies die Klage ebenfalls zuriick. Es
entschied, dass der Urlaubsabgeltungsanspruch aufgrund der
tariflichen Ausschlussfrist verfallen sei. In ihrer Begriindung ver-
wiesen die Richter auf die zutreffenden Ausfiihrungen des Arbeits-
gerichts.

Die Arbeitnehmerin habe einen Anspruch auf Urlaub gehabt, wie
er sich aus dem MTV Zeitarbeit ergebe. Mit der Beendigung des
Arbeitsverhéltnisses habe sie einen Anspruch auf Abgeltung des
Urlaubs nach § 7 Abs. 4 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) gehabt. Die
entsprechenden Anspriiche waren jedoch wegen der Versaumung
der Ausschlussfrist aus § 10 Abs. 1 MTV Zeitarbeit verfallen.

Die Ausschlussfrist sei wirksam vereinbart worden, da der Arbeits-
vertrag den MTV Zeitarbeit mit der enthaltenen Ausschlussfrist
vollsténdig in Bezug nehme.

Anspruch auf Urlaubsabgeltung kann
tarifvertraglichen Ausschlussfristen unterliegen

Die Frage der richtigen Urlaubsabgeltung fiihrt immer wieder zu
arbeitsrechtlichen Streitigkeiten. Fiir Urlaubstage, die Arbeitneh-
mende bis zur Beendigung ihres Arbeitsverhaltnisses nicht oder
nicht komplett genommen haben, muss der Arbeitgeber nach § 7
Abs. 4 BUrIG einen finanziellen Ausgleich leisten.
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Dariiber hinaus kann ein Urlaubsabgeltungsanspruch entstehen,
wenn ein Arbeitgeber gegen seine Pflicht verstoBt, einen Arbeit-
nehmer Gber seinen Urlaubsanspruch zu unterrichten, und dieser
deshalb keinen Urlaub nimmt. Unabhangig von der Verletzung der
Aufklarungspflicht kann dieser Anspruch allerdings tarifvertragli-
chen Ausschlussfristen unterliegen, wie das LAG Baden-Wiirttem-
berg in dieser Entscheidung klarstellte. Der Urlaubsabgeltungs-
anspruch unterliegt der regelmaBigen Verjéhrung. Die 3-jahrige
Verjahrungsfrist beginnt dabei am Ende des Jahres, in dem das
Arbeitsverhaltnis endet.

INFO: Urlaubsabgeltungsanspruch

Was Sie zu diesem Thema wissen miissen

Der Urlaubsanspruch wird grundsétzlich nach Beendi-
gung des Arbeitsverhdltnisses zu einem reinen Geld-
anspruch. Wer aus dem Arbeitsverhdltnis ausscheidet
und seinen Resturlaub bis dahin genommen hat, kann
dafiir Urlaubsabgeltung verlangen. Und zwar auch,
wenn er bzw. sie auf eigenen Wunsch das Unternehmen
verldsst. Der Ausschluss einer finanziellen Vergiitung
fiir nicht genommenen Jahresurlaub widerspricht dem
EU-Recht. Der Abgeltungsanspruch kann jedoch arbeits-
vertraglichen oder tarifvertraglichen Ausschlussfristen
unterliegen. Sollte er bei bestehenden tariflichen Aus-
schlussfristen nicht rechtzeitig geltend gemacht wer-
den, erlischt er.




Aushilfskrafte

MUSTER-BETRIEBSVEREINBARUNG

Muster-Betriebsvereinbarung:

Zwischen der ... (Name des Unternehmens), vertreten durch ... (Name des vertretenden Geschaftsfiihrers), und dem Betriebsrat der ... (Name des
Unternehmens), vertreten durch ... (Name des Betriebsratsvorsitzenden), wird folgende Betriebsvereinbarung iiber die im Unternehmen tatigen

Aushilfskrafte geschlossen.

Praambel

Ziel dieser Betriebsvereinbarung ist es, festzuschreiben, wer als Aus-
hilfe einzustufen ist, welche Vergiitung Aushilfen erhalten und dass
Aushilfen gleichberechtigte Arbeitnehmer sind.

§ 1 Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt fiir alle Aushilfen des Betriebs.

§ 2 Begriffsbestimmungen

Aushilfskrafte sind im Betrieb beschaftigte Mitarbeiter, die zur De-
ckung eines Arbeitskraftebedarfs eingesetzt werden, der nicht durch
voll- und teilzeitbeschaftigte Mitarbeiter gedeckt werden kann. Der
Einsatz von Aushilfskraften in der Firma darf eine Quote von ... %
nicht berschreiten. Damit soll sichergestellt werden, dass nicht Voll-
zeitstellen tiber Aushilfskrafte abgedeckt werden konnen.

§ 3 Quote

Der Einsatz von Aushilfskraften in der Firma darf eine Quote von ... %
der Planstellen nicht iiberschreiten. Damit wird ausgeklammert, dass
Vollzeitstellen tiber Aushilfskrafte abgedeckt werden, anstatt die
Stellen dauerhaft mit Vollzeitkraften zu besetzen.

§ 4 Ubernahmeklausel

Bei Bedarf und entsprechender Bewahrung verpflichtet sich der Arbeit-

geber, der Aushilfe gegebenenfalls nach Fortbildung auf Arbeitgeber-
kosten eine Vollzeitstelle anzubieten.

§ 5 Vergiitung von Aushilfskraften

In den ersten 6 Monaten der Bewahrungszeit erhalten Aushilfskrafte
einen Stundenlohn von ... € brutto pro Stunde. Mit Wirkung ab dem
7. Beschaftigungsmonat erhalten sie bei ununterbrochenem Beschaf-
tigungsverhaltnis eine Vergiitung von mindestens ... € brutto pro
Stunde.

Bei einer Vorbeschaftigung von mindestens 12 Monaten und einer
Unterbrechungszeit von nicht mehr als 6 Monaten wird eine Vergii-
tung nach dem zuletzt bezogenen Stundenlohn gezahlt.

§ 6 Unterbrechungen

Unterbrechungen des Arbeitsverhaltnisses bis zu einer Dauer von
2 Wochen bleiben bei der Ermittlung der Beschaftigungsdauer ohne
Berlicksichtigung.

§ 7 Uberstunden
Im Fall von Uberstunden erhalten Aushilfen auch die betriebsiiblichen

Uberstundenzuschlége von ...€. Uberstundenvergiitung und Uberstun-

denzuschlége sind in der Betriebsvereinbarung , Uberstunden” vom ...
geregelt (liegt dieser Betriebsvereinbarung als Anlage bei).

§ 8 Aushilfen als gleichberechtigte Arbeitnehmer

Der Arbeitgeber ist sich im Klaren dariiber, dass Aushilfen gleichbe-
rechtigte Arbeitnehmer sind, auf die das Arbeitsrecht uneingeschrankt
Anwendung findet.

Aushilfen erwerben z. B. einen Urlaubsanspruch, Kiindigungsschutz
nach dem Kiindigungsschutzgesetz und andere Schutzrechte, wie

z. B. Schutzrechte nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG) oder dem
Sozialgesetzbuch IX.

Zudem ist festzuhalten, dass der Betriebsrat auch die Vertretung der
Aushilfe ist. Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) ist demnach auch
auf diese anwendbar, das heiBt vor allem, dass der Betriebsrat bei der
Einstellung von Aushilfen und bei deren Kiindigung zu beteiligen ist
(88 99 und 102 BetrVG).

§ 9 Regelungen bei Streitigkeiten

Bei Streitigkeiten lber die Auslegung dieser Betriebsvereinbarung wird
eine paritatisch besetzte Kommission mit

e je einem Vertreter aus dem Personalbereich,

e 2 Vertretern aus dem Betriebsrat sowie

e einem Mitglied des Gesamtbetriebsrats und einem von der Ge-
schéftsflihrung benannten Vertreter

gebildet.
Die Kommission hat die Aufgabe, die Streitigkeit beizulegen.

Ist eine Beilegung der Streitigkeiten tber die Auslegung der Betriebs-
vereinbarung nicht méglich, so entscheidet eine Einigungsstelle
bestehend aus 3 Beisitzern fiir jede Seite, von denen einer dem Unter-
nehmen angehdren muss.

§ 10 Inkrafttreten und Beendigung

Diese Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie
kann einseitig durch Kiindigung mit einer Frist von 3 Monaten jeweils
zum Jahresende beendet werden.

§ 11 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung unwirk-
sam sein oder werden, so wird hierdurch die Giiltigkeit der tibrigen
Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung nicht beriihrt.

Die Parteien nehmen in diesem Fall unmittelbar Verhandlungen auf,
um die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame zu ersetzen.

Ort, Datum,
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Muster- Betriebsvereinbarung „Aushilfskräfte“

Zwischen der ... (Name des Unternehmens), vertreten durch ... (Name des vertretenden Geschäftsführers) und dem Betriebsrat der ... (Name des Unternehmens), vertreten durch ... (Name des Betriebsratsvorsitzenden) wird folgende Betriebsvereinbarung über die im Unternehmen tätigen Aushilfskräfte.



Präambel

Ziel dieser Betriebsvereinbarung ist es festzuschreiben, wer als Aushilfe einzustufen ist, welche Vergütung Aushilfen erhalten und dass Aushilfen gleichberechtigte Arbeitnehmer sind.



§ 1 Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Aushilfen des Betriebs.



§ 2 Begriffsbestimmungen

Aushilfskräfte sind im Betrieb beschäftigte Mitarbeiter, die zur Deckung eines Arbeitskräftebedarfs eingesetzt werden, der nicht durch voll- und teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter gedeckt werden kann.

Der Einsatz von Aushilfskräften in der Firma darf eine Quote von ... % nicht überschreiten. Damit soll sichergestellt werden, dass nicht Vollzeitstellen über Aushilfskräfte abgedeckt werden kann.



§ 3 Quote

Der Einsatz von Aushilfskräften in der Firma darf eine Quote von ... % der Planstellen nicht überschreiten. Damit wird ausgeklammert, dass Vollzeitstellen über Aushilfskräfte abgedeckt werden, anstatt die Stellen dauerhaft mit Vollzeitkräften zu besetzen.



§ 4 Übernahmeklausel

Bei Bedarf und entsprechender Bewährung verpflichtet sich der Arbeitgeber, der Aushilfe gegebenenfalls nach Fortbildung auf Arbeitgeberkosten eine Vollzeitstelle anzubieten.



§ 5 Vergütung von Aushilfskräften

In den ersten 6 Monaten der Bewährungszeit erhalten Aushilfskräfte einen Stundenlohn von …  brutto pro Stunde. Mit Wirkung ab dem 7. Beschäftigungsmonat erhalten sie bei ununterbrochenem Beschäftigungsverhältnis eine Vergütung von mindestens … € brutto pro Stunde.



Bei einer Vorbeschäftigung von mindestens 12 Monaten und einer Unterbrechungszeit von nicht mehr als 6 Monaten wird eine Vergütung nach dem zuletzt bezogenen Stundenlohn gezahlt.



§ 6 Unterbrechungen

Unterbrechungen des Arbeitsverhältnisses bis zu einer Dauer von 2 Wochen bleiben bei der Ermittlung der Beschäftigungsdauer ohne Berücksichtigung.



§ 7 Überstunden

Im Fall von Überstunden erhalten Aushilfen auch die betriebsüblichen Überstundenzuschläge von ...€. Überstundenvergütung und Überstundenzuschläge sind in der Betriebsvereinbarung „Überstunden“ vom ... geregelt (liegt dieser Betriebsvereinbarung als Anlage bei).



§ 8 Aushilfen als gleichberechtigte Arbeitnehmer

Der Arbeitgeber ist sich im Klaren darüber, dass Aushilfen gleichberechtigte Arbeitnehmer sind, auf die das Arbeitsrecht uneingeschränkt Anwendung findet.

Aushilfen erwerben z.B. einen Urlaubsanspruch, Kündigungsschutz nach dem Kündigungsschutzgesetz und andere Schutzrechte, wie z.B. Schutzrechte nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchuG) oder dem Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX).



Zudem ist festzuhalten, dass der Betriebsrat auch die Vertretung der Aushilfe ist. Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) ist demnach auch auf diese anwendbar, das heißt vor allem, dass der Betriebsrat bei der Einstellung von Aushilfen und bei deren Kündigung zu beteiligen ist (§§ 99 und 102 BetrVG).



§ 9 Regelungen bei Streitigkeiten

Bei Streitigkeiten über die Auslegung dieser Betriebsvereinbarung wird eine paritätisch besetzte Kommission mit

· je einem Vertreter aus dem Personalbereich,

· 2 Vertretern aus dem Betriebsrat

sowie

· einem Mitglied des Gesamtbetriebsrats und einem von der Geschäftsführung benannten Vertreter

gebildet. Die Kommission hat die Aufgabe, die Streitigkeit beizulegen.

Ist eine Beilegung der Streitigkeiten über die Auslegung der Betriebsvereinbarung nicht möglich, so entscheidet eine Einigungsstelle bestehend aus 3 Beisitzern für jede Seite, von denen einer dem Unternehmen angehören muss.



§ 10 Inkrafttreten und Beendigung

Diese Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. Sie kann einseitig durch Kündigung mit einer Frist von 3 Monaten jeweils zum Jahresende beendet werden.



§ 11 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung unwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung nicht berührt.

Die Parteien nehmen in diesem Fall unmittelbar Verhandlungen auf, um die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame zu ersetzen.
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PRAXISWISSEN FUR DEN BETRIEBSRAT

Kiindigung rund um die Probezeit | Lesezeit 1 Minute

doch gekindigt wird

Wenn Arbeitnehmern nach bestandener Probezeit

Wer ein neues Arbeitsverhaltnis beginnt, einigt sich normalerweise mit dem Arbeitgeber im Ar-
beitsvertrag auf eine Probezeit. Diese gilt je nach Arbeitsvertrag bis zu 6 Monate. Erklart der Arbeit-
geber gegeniiber einem noch in der Probezeit befindlichen Kollegen kurz vor Ende dieser Zeit, er
werde selbstverstandlich ,ibernommen”, und kiindigt er das Beschaftigungsverhaltnis dann trotz
entsprechender Ankiindigung kurz vor Ende der Probezeit trotzdem, kann die Kiindigung wegen
widerspruchlichen Verhaltens treuwidrig und deshalb nach § 242 BGB nichtig sein.

Arbeitnehmer erhalt Kiindigung wahrend der
Probezeit

Der Fall: Der Arbeitnehmer war seit dem 15.6.2023 bei seinem
Arbeitgeber, einer Riickversicherung, beschéftigt. Er war auf Basis
eines unbefristeten Arbeitsvertrags angestellt und arbeitete als
Jurist in der Abteilung Recht & Compliance. Sein Arbeitsvertrag
beinhaltete eine 6-monatige Probezeit. Unterschrieben worden
war der Vertrag vom Abteilungsdirektor, der gleichzeitig der Vor-
gesetzte des Arbeitnehmers war. Dieser verfiigte tiber Prokura. Ca.
4 Wochen vor Ende der Probezeit versicherte der Vorgesetzte dem
Arbeitnehmer wahrend eines Gespréachs auf dessen Nachfrage
hin, dass er am Ende der Probezeit in ein unbefristetes Arbeitsver-
haltnis iibernommen werde. Der Arbeitnehmer brachte in dem ent-
sprechenden Gesprach seine Freude dariiber zum Ausdruck. Doch
es kam anders: Dem Arbeitnehmer wurde nach Anhérung des Be-

Service-Tipp: Onlinebereich

triebsrats (§ 102 BetrVG) kurz vor Ende der Probezeit gekiindigt.
Das Gericht hielt die Probezeitkiindigung fiir nicht wirksam.

LAG haélt Probezeitkiindigung fiir treuwidrig

Die Entscheidung: Das Gericht stellte klar, dass die Probezeitkiin-
digung wegen Treuwidrigkeit nach § 242 BGB nichtig sei. In seiner
Begriindung verwies es darauf, dass eine gegen Treu und Glauben
(§ 242 BGB) verstoBende Rechtsausiibung wegen der darin lie-
genden Rechtsiiberschreitung als unzuldssig anzusehen sei. Hier
habe der Vorgesetzte gegeniiber dem Arbeitnehmer kurz zuvor er-
klart, dass er ,lbernommen” werde. Die Anfrage habe das Ziel
gehabt, Klarheit zu erhalten. Eine dennoch erfolgende Kiindigung
sei nur dann nicht missbrauchlich, wenn nach der Ubernahmezu-
sage etwas vorkommt, das die bis dahin bestehende Bewertung
der Leistungen des Arbeitnehmers gegenstandslos werden lsst.
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